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Verschwiegenheits- und Neutralitätserklärung

im Zusammenhang mit dem o. g. Vergabeverfahren der Zentral- und Landesbibliothek Berlin („Vergabestelle“)

Auf Seiten der Vergabestelle beteiligter Dritter:

	Name
	     

	Vorname
	     

	Behörde / Externes Unternehmen
	     




1.	Im Rahmen der Durchführung des vorgenannten Vergabeverfahrens macht die Vergabestelle auf ihrer Seite beteiligten Dritten vertrauliche Informationen zugänglich. Die Weitergabe solcher vertraulichen Informationen erfolgt erst und nur nach vollständiger Bearbeitung, Unterzeichnung und Rückgabe dieser Verschwiegenheits- und Neutralitätserklärung an die Vergabestelle.

2.	Vertrauliche Informationen sind sämtliche Informationen oder Daten, die sich aus den Entwürfen und finalen Version der Vergabeunterlagen ergeben, unabhängig von der Form und Art ihrer Übermittlung bzw. Zurverfügungstellung.

3.	Der auf Seiten der Vergabestelle beteiligte Dritte erklärt und verpflichtet sich hiermit („Verschwiegenheitsverpflichtungen“), die vertraulichen Informationen
a.	durch angemessene Maßnahmen in ihrer Vertraulichkeit zu wahren;
b.	nur für die Beteiligung an der Vorbereitung und Durchführung des Vergabeverfahrens auf Seiten der Vergabestelle zu nutzen;
c.	grundsätzlich keinen weiteren Personen zugänglich zu machen.

4.	Die vorstehenden Verschwiegenheitsverpflichtungen zu vertraulichen Informationen bestehen nicht, wenn
a.	vertrauliche Informationen oder Daten zum Zeitpunkt ihrer Offenlegung öffentlich oder allgemein bekannt waren oder werden, und die Offenlegung ohne Verschulden des auf Seiten der Vergabestelle beteiligten Dritten erfolgte;
b.	der auf Seiten der Vergabestelle beteiligte Dritte zum Zeitpunkt der Offenlegung der vertraulichen Informationen oder Daten bereits Kenntnis von ihnen hatte;
c.	der auf Seiten der Vergabestelle beteiligte Dritte vertrauliche Informationen oder Daten gesetzlich oder auf Grund gerichtlicher, behördlicher oder vergleichbarer Entscheidungen offenlegen muss; der auf Seiten der Vergabestelle beteiligte Dritte wird die Vergabestelle über eine solche Offenlegung rechtzeitig unterrichten, soweit ihm dies nicht gesetzlich, gerichtlich, behördlich oder damit vergleichbar verboten ist.

5.	Der auf Seiten der Vergabestelle beteiligte Dritte erklärt von der nachstehend abgedruckten Vorschrift des § 6 Vergabeverordnung (VgV) Kenntnis genommen zu haben und bestätigt, dass keiner der dort genannten Umstände, seiner Mitwirkung bei der Vorbereitung und Durchführung im o.g. Vergabeverfahren entgegensteht („Neutralitätserklärung“). Er verpflichtet sich, die Vergabestelle umgehend zu informieren, sollten solche Umstände während der Durchführung des Vergabeverfahrens eintreten.

6.	Die Verschwiegenheits- und Neutralitätspflichten bestehen mindestens für die Zeitdauer der Vorbereitung und Durchführung des Vergabeverfahrens.

7.	Änderungen dieser Verschwiegenheits- und Neutralitätserklärung bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für den vorstehenden Satz.
8.	Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit dieser Verschwiegenheits- und Neutralitätserklärung ist der Sitz der Vergabestelle, soweit dies gesetzlich zulässig ist. Es findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung.

9.	Falls einzelne Bestimmungen dieser Verschwiegenheits- und Neutralitätserklärung ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein sollten oder werden, so bleibt die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Das Gleiche gilt, wenn sich herausstellen sollte, dass die Verschwiegenheits- und Neutralitätserklärung eine Regelungslücke enthält. An Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung soll eine Regelung treten, die dem Sinn der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung am nächsten kommt. Im Falle einer Regelungslücke gilt die Regelung, die – unter Berücksichtigung der Verschwiegenheits- und Neutralitätserklärung im Übrigen – mutmaßlich erklärt worden wäre, wenn Vergabestelle und auf Seiten der Vergabestelle beteiligter Dritter die Lücke im Erklärungszeitpunkt bedacht hätten.




     	den,      	     
Ort	Datum	Unterschrift



§ 3 EU Abs. 5 VOB/A iVm § 6 VgV - Vermeidung von Interessenkonflikten

(1)	Organmitglieder oder Mitarbeiter des öffentlichen Auftraggebers oder eines im Namen des öffentlichen Auftraggebers handelnden Beschaffungsdienstleisters, bei denen ein Interessenkonflikt besteht, dürfen in einem Vergabeverfahren nicht mitwirken.

(2)	Ein Interessenkonflikt besteht für Personen, die an der Durchführung des Vergabeverfahrens beteiligt sind oder Einfluss auf den Ausgang eines Vergabeverfahrens nehmen können und die ein direktes oder indirektes finanzielles, wirtschaftliches oder persönliches Interesse haben, das ihre Unparteilichkeit und Unabhängigkeit im Rahmen des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte.

(3)	Es wird vermutet, dass ein Interessenkonflikt besteht, wenn die in Absatz 1 genannten Personen
1.	Bewerber oder Bieter sind,
2.	einen Bewerber oder Bieter beraten oder sonst unterstützen oder als gesetzliche Vertreter oder nur in dem Vergabeverfahren vertreten,
3.	beschäftigt oder tätig sind
a)	bei einem Bewerber oder Bieter gegen Entgelt oder bei ihm als Mitglied des Vorstandes, Aufsichtsrates oder gleichartigen Organs oder
b)	für ein in das Vergabeverfahren eingeschaltetes Unternehmen, wenn dieses Unternehmen zugleich geschäftliche Beziehungen zum öffentlichen Auftraggeber und zum Bewerber oder Bieter hat.

(4)	Die Vermutung des Absatzes 3 gilt auch für Personen, deren Angehörige die Voraussetzungen nach Absatz 3 Nummer 1 bis 3 erfüllen. Angehörige sind der Verlobte, der Ehegatte, Lebenspartner, Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, Geschwister, Kinder der Geschwister, Ehegatten und Lebenspartner der Geschwister und Geschwister der Ehegatten und Lebenspartner, Geschwister der Eltern sowie Pflegeeltern und Pflegekinder.
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